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Wie gut ist Bremen beim Opferschutz in Terrorlagen aufgestellt? 
 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion Die 
Linke 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Liegen erprobte Konzepte für Opferschutz in Geisel, Terror- oder Amoklagen in 
Bremen vor? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja welche? 
 
2. Sollten Konzepte vorliegen: Mit welchen zivilgesellschaftlichen Akteur:innen wur-
den sie abgestimmt und mit welchen staatlichen Stellen hinsichtlich der Prozesse in 
entsprechenden Lagen? 
 
3. Inwiefern gehen etwaige Opferschutzkonzepte auf Schilderungen von Betroffenen 
und Angehörigen aus vergangenen Terrorlagen wie beispielsweise in Magdeburg o-
der Hanau hinsichtlich Information, Betreuung, Unterstützung, falschen Beschuldi-
gungen und sonstigen Versäumnissen ein? 
 
 
Zu Frage 1: 
In den erwähnten Geisel-, Terror- oder Amoklagen richtet die Polizei Bremen im Rah-
men einer besonderen Aufbauorganisation einen Einsatzabschnitt „Erste Betreuung“ 
ein. Wesentlicher Bestandteil hierbei ist das so genannte Haus der Betreuung. In die-
sem findet die Erstversorgung der Betroffenen mit Unterstützung externer Kräfte vor 
allem in psychologischer beziehungsweise seelsorgerischer und- in leichteren Fällen- 
in medizinischer Hinsicht statt. Das Haus der Betreuung, welches örtlich möglichst in 
der Nähe des Ereignisortes liegt und vornehmlich in Schulen eingerichtet werden 
soll, dient als Anlaufstelle für Betroffene und gegebenenfalls auch der polizeilichen 
Aufklärung des Sachverhalts durch Zeugenbefragungen. Durch diese Struktur soll 
vermieden werden, dass betroffene und möglicherweise traumatisierte Personen 
durch Ortswechsel zusätzlichen psychischen und körperlichen Belastungen ausge-
setzt sind. 
Weiterhin ist in den genannten Fällen vorgesehen, dass sich der Landesopferbeauf-
tragte als ständige und zentrale Ansprechperson der Betroffenen und ihrer Angehöri-
gen annimmt. Der Landesopferbeauftragte geht dabei aktiv auf die Betroffenen und 
ihre Angehörigen zu. Zu seinen Aufgaben gehören dabei die Beratung hinsichtlich 
psychosozialer, finanzieller und sonstiger Hilfen, die Weitergabe relevanter Informati-
onen an die Betroffenen einerseits sowie an zuständige staatliche Stellen und Opfer-
beratungseinrichtungen andererseits sowie die Koordinierung der Beratung und Hil-
fen für Betroffene und Angehörige. Eine Erprobung hat mehrfach stattgefunden, so 
nach dem Vorfall im Lloyd- Gymnasium in Bremerhaven sowie den Anschlägen in 
Wien, Brokstedt und Magdeburg. 
 
Zu Frage 2: 
Die weitere Ausgestaltung des Konzepts, nach dem der Landesopferbeauftragte tätig 
wird, soll im Laufe des Jahres 2025 abgeschlossen und dabei mit staatlichen Stellen 
wie dem Senator für Inneres und Sport, der Polizei Bremen, dem Magistrat Bremer-
haven, der Ortspolizeibehörde Bremerhaven, , der Senatorin für Kinder und Bildung, 
die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration, dem Amt für Versorgung 
und Integration Bremen und der Unfallkasse Bremen sowie mit zivilgesellschaftlichen 
Akteurinnen und Akteuren wie Opferhilfevereinen, zum Beispiel dem Weissen Ring, 
abgestimmt werden. Der im Herbst 2025 stattfindende nunmehr Dritte Fachtag Op-
ferschutz wird sich schwerpunktmäßig mit dem Konzept sowie den Möglichkeiten der 



Zusammenarbeit zwischen den staatlichen wie zivilgesellschaftlichen Akteurinnen 
und Akteuren befassen. Das Konzept wird Ende 2025, wie gesetzlich vorgesehen, 
der staatlichen Deputation für Inneres vorgestellt. 
 
Zu Frage 3: 
Das Konzept geht auf die berechtigten Anliegen von Betroffenen von stattgefunde-
nen Terrorlagen ein. Aus gemachten Erfahrungen wurde kritisiert, dass sich der Staat 
zu wenig um individuelle Bedürfnisse gekümmert habe. Viele Betroffenen haben sich 
allein gelassen gefühlt und wussten nicht, an welche Behörden oder Institutionen sie 
sich wenden sollten. Daher hat der Landesopferbeauftragte einen proaktiven Ansatz, 
das heißt er geht aktiv auf Betroffene zu, um seine Unterstützung anzubieten. Dieser 
Ansatz wurde bereits mehrfach erprobt und hat sich als sinnvoll und zielführend er-
wiesen. Dazu kommt, dass die Zuständigkeit des Landesopferbeauftragten ohne zeit-
liche Begrenzung besteht, das heißt, dass sich Betroffene jederzeit und auch noch 
Jahre nach dem Ereignisfall an ihn wenden können. Die Bedürfnisse der Betroffenen 
der in den unterschiedlichen Ländern stattgefundenen Terrorlagen sind Gegenstand 
eines engen fachlichen Austausches zwischen dem Landesopferbeauftragten Bre-
men und den Opferbeauftragten der anderen Länder und des Bundes. So haben bei 
den vergangenen Fachtagen Opferschutz in Bremen die Landesopferbeauftragten 
aus Kiel und Stuttgart über die Attacken in Brokstedt und Mannheim berichtet. Die 
Landesopferbeauftragten und der Bundesopferbeauftragte stehen im regelmäßigen 
engen fachlichen Kontakt und tauschen sich dabei auch hinsichtlich der Konzepte 
und deren Fortentwicklung aus, wobei Informationen, Betreuung und Unterstützung 
der Betroffenen dabei stets einen Schwerpunkt bilden. 


